
 

__________________________________________________________________________________________ 

Name, Vorname    Straße    PLZ, Ort 

______________________________________________________ ____________________________ 

Telefon Datum 

______________________________________________________ ____________________________ 

Betrieb Personalnummer 

_____________________________________ 
AWO-Arbeitgeber 

– Personalabteilung – 

_____________________________________________ 

Straße, Hausnummer 

_____________________________________________ 

PLZ, Ort 

Antrag auf Krankengeldzuschuss gemäß § 24 Absatz 4 TV AWO NRW 

Sehr geehrte/r Frau/Herr ______________________, 

hiermit beantrage ich im Rahmen der Ausschlussfrist gemäß § 41 Abs. 1 TV AWO NRW 

Krankengeldzuschuss gemäß § 24 Abs. 4 TV AWO NRW für sechs/neun/zwölf/ zwanzig
*
 

Wochen nach Auslaufen der sechswöchigen Entgeltfortzahlung am _______________. 

Ich bitte um Berechnung und Auszahlung des entsprechenden Betrages. 

Ich bin seit dem ____________ arbeitsunfähig erkrankt und erhalte seit dem _____________ 

Krankengeld von meiner Krankenkasse. Die Bescheinigung meiner Krankenkasse über das 

tägliche Netto-/Brutto-Krankengeld liegt diesem Schreiben an. 

Begründung: 

Da ich am ____________ bei Ihnen eingestellt wurde, habe ich am ___________ eine 

Beschäftigungszeit von mehr als drei/fünf/acht/zehn
*
 Jahren erreicht. 

Dies rechtfertigt einen Bezug des Krankengeldzuschusses vom Beginn der 7. Woche bis zum 

Ende der zwölften/fünfzehnten/achtzehnten/sechsundzwanzigsten
*
 Woche meiner Arbeitsun-

fähigkeit. * nicht Zutreffendes bitte streichen! 

Mit freundlichen Grüßen 

_____________________________ 
Unterschrift 



Auszug aus § 24 TV AWO NRW 

zum Krankengeldzuschuss 

 
(4) Mit Beginn der 7. Woche der Arbeitsunfähigkeit wird ein Zuschuss zu den 

Barleistungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
 

nach einer Beschäftigungszeit 
• von mehr als drei Jahren bis zum Ende der 12. Woche, 

• von mehr als fünf Jahren bis zum Ende der 15. Woche, 

• von mehr als acht Jahren bis zum Ende der 18. Woche, 

• von mehr als zehn Jahren bis zum Ende der 26. Woche, 
 

bis zur Höhe des Nettoentgeltes gezahlt; höchstens jedoch bis zu dem sich 
aus einem Bruttoentgelt in Höhe der Beitragsbemessungsgrenze ergebenden 
Nettoentgelt. 
Bemessungsgrundlage für die Berechnung des Krankengeldzuschusses ist 
das von der gesetzlichen Krankenkasse festgesetzte kalendertägliche Brutto-
krankengeld, vermindert um 50 v.H. der auf das Krankengeld entfallenden 
Beitragsanteile des Arbeitnehmers, die an den Rentenversicherungsträger, 
den Pflegeversicherungsträger sowie an die Bundesagentur für Arbeit abzu-
führen sind. Bei Beschäftigten, die wegen der Höhe ihres Einkommens nicht 
krankenversicherungspflichtig sind, erfolgt die Berechnung des Krankengeld-
zuschusses unter Abzug des Krankengeldhöchstsatzes der gesetzlichen 
Krankenversicherung. 
 

(5) Vollenden die Beschäftigten während der Arbeitsunfähigkeit die zu einer 
längeren Bezugsdauer berechtigende Beschäftigungszeit, wird der Kranken-
geldzuschuss so gezahlt, wie wenn die Beschäftigten die längere Beschäfti-
gungszeit bereits zu Beginn der Arbeitsunfähigkeit vollendet hätten. 
 

(6) Haben die Beschäftigten nicht sechs Monate wieder gearbeitet, und werden 
sie aufgrund derselben Ursache erneut arbeitsunfähig, wird die Entgeltfort-
zahlung bzw. der Krankengeldzuschuss insgesamt nur für die nach Absatz 4 
maßgebende Zeit gezahlt. 
 

(7) Entgelt im Krankheitsfall wird nicht über das Ende des Arbeitsverhältnisses 
hinaus gezahlt. § 8 Entgeltfortzahlungsgesetz bleibt unberührt. Krankengeld-
zuschuss wird zudem nicht über den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an 
Beschäftigte eine Rente oder eine vergleichbare Leistung auf Grund eigener 
Versicherung aus der gesetzlichen Rentenversicherung, aus einer 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung oder aus einer sonstigen 
Versorgungseinrichtung erhalten, die nicht allein aus Mitteln der Beschäftigten 
finanziert ist. Überzahlter Krankengeldzuschuss und sonstige Überzahlungen 
gelten als Vorschuss auf die in demselben Zeitraum zustehenden Leistungen 
nach Satz 2; die Ansprüche der Beschäftigten gehen insoweit auf den 
Arbeitgeber über. Der Arbeitgeber kann von der Rückforderung des Teils des 
überzahlten Betrags, der nicht durch die für den Zeitraum der Überzahlung 
zustehenden Bezüge im Sinne des Satzes 2 ausgeglichen worden ist, ab-
sehen, es sei denn, die Beschäftigten haben dem Arbeitgeber die Zustellung 
des Rentenbescheids schuldhaft verspätet mitgeteilt. 


